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VERFAHRENSVERMERKE
•	 Die Vorhabenträger, Herr Marc Trautmann-Schä-

fer und Herr Tobias Schäfer, haben mit Schreiben 
vom __.__.____ die Einleitung eines Satzungs-
verfahrens nach § 12 BauGB beantragt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Illingen hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan „Erweiterung Bestandswohnhaus Am 
Börrchen 8“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Be
bauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungs-
plan aufzustellen, wurde am __.__.____ ortsüb-
lich bekanntgemacht (§ 2 Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer 
Grenzen und Bezeichnungen mit dem Liegen
schaftskataster übereinstimmen.

•	 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vor-
haben- und Erschließungsplan wird gem. §  13a 
BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gem. 
§ 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprü-
fung nicht durchgeführt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Illingen hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf ge-
billigt und die öffentliche Auslegung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes mit Vor-
haben- und Erschließungsplan „Erweiterung 
Bestandswohnhaus Am Börrchen 8“ beschlossen 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil  B) sowie der Be-
gründung, hat in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ öffentlich ausgelegen 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich oder zur 
Niederschrift abgegeben werden können, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
bei der Beschlussfassung über den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Aus-
legung benachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m. §  3 
Abs.  2 BauGB und §  4 Abs.  2 BauGB und § 2 
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan mit Vorha-
ben- und Erschließungsplan „Erweiterung Be-
standswohnhaus Am Börrchen 8“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan mit Vorhaben- und Er-
schließungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil  B) sowie der Be-
gründung.

•	 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vor-
haben- und Erschließungsplan „Erweiterung Be-
standswohnhaus Am Börrchen 8“ wird hiermit 
als Satzung ausgefertigt.

	 Illingen, den __.__.____

	 Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 
215 BauGB und auf die Rechtsfolgen des § 12 
Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan „Erweiterung Bestandswohn-
haus Am Börrchen 8“, bestehend aus der Plan
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Illingen, den __.__.____

	 Der Bürgermeister

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit 
Vorhaben- und Erschließungsplan gelten u.a. fol-
gende Gesetze und Verordnungen:
•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-

machung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

•	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 
18. Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 290 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 
1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes vom 27. Sep-
tember 2017 (BGBl. I S. 3465).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1295).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 8/9. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 
1341).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 
726), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
12. Mai 2021 (Amtsbl. I S. 1491).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung 
des saarländischen Denkmalschutzes und der 
saarländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 
2018 (Amtsbl. 2018, S. 358)

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. 
Juni 1960 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 
(Amtsbl. I S. 324)

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 21. November 2007 
(Amtsbl. S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Verfahren

•	 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan wird im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit 
wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach §  2a BauGB, von der Angabe nach §  3 Abs.  2 Satz  2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. 
§ 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB abgesehen.

Denkmalschutz

•	 Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird 
hingewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Artenschutz

•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurz-
umtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebü-
sche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder 
auf den Stock zu setzen.

Altlasten

•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarlän-
disches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landes-
amtes für Umwelt- und Arbeitsschutz zu informieren.

Hochwasser / Starkregen

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse auf-
grund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden An-
liegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der 
Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur 
Abwehr von möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen 
Begrünung und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

HINWEISE

4.	 BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.

Als Bauweise wird analog § 22 Abs. 4 BauNVO 
eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. In der 
abweichenden Bauweise ist eine Grenzbebauung 
zulässig bzw. darf im Grenzbereich / Grenzabstand 
gebaut werden.

5.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze 
nicht überschreiten. Demnach sind die Gebäude 
innerhalb des im Plan durch Baugrenzen definier-
ten Baufensters zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann 
zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sind untergeordnete Nebenanlagen und 
Einrichtungen (§  14 BauNVO) zulässig, die dem 
Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen 
Grundstücke oder des Baugebietes selbst dienen 
und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die 
Ausnahmen des §  14 Abs.  2 BauNVO gelten ent-
sprechend.

Gleiches gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können.

6.	 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Für das Wohngebäude sind maximal 2 Wohnungen 
zulässig.

7.	 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I. V. M. § 12 
BAUNVO

Siehe Plan.

Im Plangebiet werden mindestens 8 oberirdische 
Stellplätze sowie eine Doppelgarage bereitgestellt. 
Stellplätze und Garagen sind sowohl innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen als auch in den 
festgesetzten Flächen für Stellplätze zulässig.

8.	 ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als 
intensiv begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern 
sie nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege und 
Terrassen oder weitere Nebenanlagen benötigt wer-
den. 

Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine ansprechende Durchgrünung und eine harmo-
nische und optisch ansprechende Einbindung in das 
umgebende Siedlungsbild zu erreichen, so dass ein 
harmonisches Gesamtbild entsteht. 

Auf jedem Grundstück sind mindestens 5 einhei-
mische, standortgerechte Sträucher oder alternativ 
ein einheimischer Laubbaum pro 150 m2 nicht über-
bauter Grundstücksfläche zu pflanzen, dauerhaft zu 
erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Die folgende Artenliste stellt eine Auswahl der zu 
pflanzenden Baumarten (Hochstämme) dar:
•	 Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/cam-

pestre)
•	 Hainbuche (Carpinus betulus), 
•	 Buche (Fagus sylvatica) 
•	 Walnuss (Juglans regia), 
•	 Wildapfel (Malus sylvestris)
•	 Traubenkirsche (Prunus padus), 
•	 Wildbirne (Pyrus communis)
•	 Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea), 
•	 Eberesche (Sorbus aucuparia)
•	 Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos)

Bei beengten Platzverhältnissen sind klein- oder 
schmalkronige Sorten der vorgenannten Arten zu 
verwenden.

9.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

1. 	 BAUPLANUNGSRECHTLICHE  
	 FESTSETZUNGEN
	 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung 
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen 
der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben 
zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflich-
tet.

2. 	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
	 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB;  

§§ 1-14 BAUNVO

WOHNEN

	 zulässig ist:

Wohnen im Sinne eines Reinen Wohngebietes ana-
log § 3 BauNVO

1.	 ein Wohngebäude, mit maximal 2 Wohneinheiten

3.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

3.1	GRUNDFLÄCHENZAHL 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 
0,4 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind analog § 19 
Abs. 4 BauNVO auch die Grundflächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 Baulichen Anlagen unterhalb der Gelände

oberfläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Analog § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die fest-
gesetzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 
14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1-3 
BauNVO), insgesamt bis zu einer GRZ von 0,6 über-
schritten werden.

3.2	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird analog § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

Es sind maximal 2 Vollgeschosse zulässig.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA WOHNEN IM SINNE EINES ALLGEMEINEN WOHNGEBIETES
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

GRZ
0,4 / 0,6

0,4 = GRZ-OBERGRENZE FÜR HAUPTGEBÄUDE / HAUPTANLAGEN           
(§ 17 ABS. 1 BAUNVO)                                    

0,6 = ÜBERSCHREITUNGSOPTION FÜR GARAGEN UND STELLPLÄTZE MIT 
IHREN ZUFAHRTEN, NEBENANLAGEN IM SINNE DES § 14 BAUNVO SOWIE BAU-
LICHE ANLAGEN UNTERHALB DER GELÄNDEOBERFLÄCHE, DURCH DIE DAS 
BAUGRUNDSTÜCK LEDIGLICH UNTERBAUT WIRD 
(§ 17 ABS. 2 I.V.M. § 19 ABS. 4 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

2 Wo HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN
(§ 9 ABS.1 NR. 6 BAUGB)

St UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 UND 22 BAUGB)

Baugebiet
Wohnungen je 
Wohngebäude

Grundflächenzahl

Zahl der  
Vollgeschosse

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

VORHABEN- UND ERSCHLIESSUNGSPLAN

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
•	 Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.
•	 Das anfallende Schmutzwasser ist über die bestehende Entwässerung des Bestandswohnhauses zu 

entwässern und in die bestehende Mischkanalisation der Straße „Am Börrchen“einzuleiten.
•	 Das unbelastete Niederschlagswasser, welches auf dem Grundstück anfällt, ist auf dem Grundstück 

selbst zu versickern. Hierfür ist beim nachfolgenden Bauantrag ein entsprechender Nachweis zu 
erbringen.

•	 Als Ergänzung sowie für den Fall, dass eine Versickerung auf dem Grundstück aus bestimmten Gründen 
nicht möglich sein sollte, ist das unbelastete Niederschlagswasser in Retentionszisternen zurückzu-
halten und zu nutzen. Das Retentionsvolumen muss dabei mindestens 3 m3 je 100 m2 Dachfläche 
betragen. Aufgrund möglicher Starkregenereignisse sind Retentionszisternen zusätzlich mit einem 
Überlauf in den bestehenden Mischwasserkanal auszustatten. Die Drosselabgabe ins gemeindeeigene 
Kanalnetz darf hierbei 1 l/s nicht überschreiten.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
•	 Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig.
•	 Dacheindeckung: Dacheindeckungen in glänzenden reflektierenden Materialien sind unzulässig.
•	 Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materi-

alien und Keramikplatten.
•	 Stellplätze: Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze auf dem Privatgrundstück nachzuweisen.
•	 Böschungen, Abgrabungen und Aufschüttungen: Aufgrund der Topografie des Plangebietes ist 

die Anlage von Böschungen, Abgrabungen und Aufschüttungen bis zu einer Höhe von 4,00 m 
zulässig. Böschungen, Abgrabungen und Aufschüttungen sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.

•	 Gestaltung des Gartenbereichs: Schottergärten sind unzulässig. Befestigte oder bekieste Flächen 
sind lediglich zulässig, soweit sie als notwendige Geh- und Fahrflächen dienen und sich in ihrer 
Ausdehnung auf das für eine übliche Nutzung angemessene Maß beschränken.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Quelle und Stand Katastergrundlage: LVGL Saarland, 15.02.2021

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch 
Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge 
kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen 
Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für 
jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte 
abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

WA
2 Wo

GRZ
0,4 / 0,6

II a

PLANGEBIET

Quelle: Architektin Dipl. Ing. Claudia Reinsch-Knobe, Lebach; ohne Maßstab; Stand: 05.05.2021

SCHNITTANSICHT SÜD

ANSICHT WEST

Quelle: Architektin Dipl. Ing. Claudia Reinsch-Knobe, Lebach; ohne Maßstab; Stand: 05.05.2021 Quelle: Architektin Dipl. Ing. Claudia Reinsch-Knobe, Lebach; ohne Maßstab; Stand: 05.05.2021

Quelle: Architektin Dipl. Ing. Claudia Reinsch-Knobe, Lebach; ohne Maßstab; Stand: 05.05.2021


